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Liebe Leserinnen und Leser!

Der Kirchenkreis ist in diesem Jahr größer geworden und damit 
auch die Diakonie und der Betreuungsverein. Der Zuständigkeits-
bereich ist um Straelen und Wachtendonk erweitert.
Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit, die durch den einen oder 
die andere Betreuer*in schon angefangen hat. 

Christus spricht: 
Was Ihr getan habt einem von diesen meinen geringsten Brüdern, 
das habt ihr mir getan. 
Mt 25,40b

Jesus hatte Menschen vor Augen, die nackt, hungernd, krank oder gefangen waren. Sich ih-
nen zuzuwenden, war nicht populär und verletzte oft die aufgetragenen Gebote. Jesus ver-
stand nicht, wie seine Religion das zuließ und es zum Teil sogar selber hervorbrachte. Die 
Formulierung  „Was ihr getan habt, … das habt ihr mir getan“ geht über die einzelne Zuwen-
dung als „gute Tat“ hinaus. Unser Tun hat eine Wirkung auf das Ganze. Es führt zu einer 
Teilhabe an der Wirklichkeit und Gegenwart Gottes. „… habt ihr mir getan“ erzählt von einer 
sehr großen Liebe, die sich mit allem, was lebt, verbindet und die spürt, an welcher Stelle 
Leiden entsteht.
Bei Menschen, die uns nahe stehen, erleben wir das ganz selbstverständlich. Wenn das 
Kind, die Partnerin oder ein enger Freund leidet, leiden wir mit, …und wenn ihm oder ihr ge-
holfen wird, sind auch wir froh. Jesus wusste sich verbunden bis hin zu den Geringsten seiner 
Brüder und Schwestern. Die Christuswirklichkeit, die sich in ihm zeigt, ist: Kein Leben ist Gott 
egal. Seine Liebe macht Wunder möglich!  Wir können es in den Evangelien nachlesen und 
wir haben es auf unsere Weise vielleicht auch schon erlebt. 
Wenn wir sie nicht leben, hat das allerdings auch Folgen. Verweigerte Liebe lässt nicht nur 
den, der in Not ist, allein. Verweigerte Liebe verletzt auch die Gotteswirklichkeit in uns und 
damit uns selbst. Christus findet eindeutige Worte dafür, wohin das eine und das andere 
führt. Wenn Sie es nachlesen wollen: Mt 25,41 und Mt 25,24.
Sie betreuen (einen) Menschen. Das kommt dem Menschen selbst zugute und auch unserer 
Gesellschaft als Ganzes. Christus spricht: Was Ihr getan habt einem von diesen meinen ge-
ringsten Brüdern, das habt ihr mir getan. 
 
Mit herzlichem Dank und vielen Grüßen
Ulrike Stürmlinger, Pfarrerin der Evangelischen Kirchengemeinde Straelen-Wachtendonk
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  EBBKES

text: helma bertgen

Mitte März als der „Lockdown“ kam und 
die Heime ihre Türen schließen mussten, 
waren natürlich auch keine Vermittlungen 
von ehrenamtlichen Betreuungen mehr 
möglich. Erst im Mai konnten die Besuchs-
auflagen für die Heime gelockert werden. 
 
Meine erste Vermittlung unter den Coro-
na-Auflagen fand am 13. Mai in einer Ein-
richtung für Menschen mit Behinderung 
statt. Eckhard Ullenboom (Bild) hatte sich 
freundlicherweise bereiterklärt, die rechtli-
che Betreuung des behinderten Menschen 
zu übernehmen. Gut geschützt mit Mas-
ken und Handdesinfektion begaben wir 
uns in den hierfür eigens eingerichteten 
separaten Besuchsraum. Die Wohngrup-
pe, in welcher der Betroffene mit seinen 
Mitbewohnern lebt, mussten wir nicht 
betreten. Die Vermittlungssituation unter 
den gegebenen Einschränkungen lief un-

problematischer als erwartet. Bis, ja bis 
Herrn Ullenboom ein sehr menschliches 
Bedürfnis überfiel. Um das erledigen zu 
können, war das Betreten der Wohngrup-
pe unumgänglich, denn dort war das WC.  
Was nun folgte, dauerte länger als das 
gesamte Vermittlungsgespräch und an-
schließend war er nicht mehr wiederzu-
erkennen. Herr Ullenboom sah eher aus, 
als ob er einen OP-Saal aufsuchen müsste 
und nicht das WC. Die Sicherheitsbeklei-
dung gab es leider nur in Einheitsgröße 
und das Anziehen war auch nicht beson-
ders benutzerfreundlich. Er nahm es mit 
Humor und sagte: “Ob ich unter dieser 
Verkleidung noch meinen Schniedel wie-
derfinde, weiß ich nicht“. Ich hatte so ganz 
kurz die Frage im Kopf: „Seit wann ist ei-
gentlich für Männer das Pinkeln an Bäu-
men verboten oder ist es das überhaupt?“ 
Es war eine der zeitintensivsten Vermitt-
lungen, aber auch eine der lustigsten. Wir 
haben alle zusammen viel gelacht.

Eine Vermittlung unter Corona-Bedingungen

in corona-zeiten treffen heime viele vorsichtsmaßnahmen - wie ein betreuer feststellte. 



    Querbe(e)t I Herbst 2020 I Seite  5

text:  ministerium für arbeit, gesund-
heit und soziales in nrw

Was in vielen Bereichen seit vielen Jahren 
bereits selbstverständlich ist, soll nun 
auch in der Pflege in Nordrhein-Westfalen 
zum Standard werden: Mit dem „Heimfin-
der-NRW“ stellte Minister Karl-Josef Lau-
mann im Januar dieses Jahres ein neues 
Angebot der Landesregierung vor, das die 
Suche nach einem Pflegeplatz für Betrof-
fene und Angehörige deutlich erleichtern 
soll. Freie Pflegeplätze werden zukünftig 
ganz unkompliziert per App oder über die 
entsprechende Internetseite tagesaktuell 
auffindbar sein.

Damit ist Nordrhein-Westfalen das erste 
Bundesland, das dieses Angebot flächen-
deckend anbietet. Die App wurde auf Ba-
sis der bereits vorhandenen Struktur im 
Rhein-Kreis Neuss weiterentwickelt. Als 
App und als Web-Version bietet der Heim-
finder NRW Angehörigen und Pflegebedürf-
tigen die Möglichkeit, einfach und schnell 
einen freien Langzeit- oder Kurzzeitpflege-
platz in der Umgebung zu finden. Gerade 
nach Krankenhausaufenthalten oder plötz-
lichen Erkrankungen können damit Ange-

 BLITZLICHT

hörige sowie soziale Beratungs- und Un-
terstützungseinrichtungen bei der Suche 
nach einer passenden Versorgung deutlich 
entlastet werden.

Damit der Heimfinder-NRW die aktuel-
le Auslastung der Pflegeheime anzeigen 
kann, hat das Land die Einrichtungen 
gesetzlich verpflichtet, ihre freien Plätze 
tagesaktuell in eine vom Ministerium auf-
gebaute Datenbank einzugeben. Neben 
den Pflegeplatzsuchenden profitieren 
auch die Pflegeheime von der neuen App. 
Der Heimfinder-NRW bietet ihnen die Mög-
lichkeit, freie Platzkapazitäten einfach und 
gezielt anzubieten sowie Platzanfragen bei 
Vollauslastung zu reduzieren. Der Heim-
finder-NRW zeigt in der Startversion alle 
durch die Einrichtungen gemeldeten frei-
en Platzkapazitäten im Bereich der Dau-
erpflege und der Kurzzeitpflege an. Es ist 
eine Suche im aktuellen Umkreis, auf der 
Karte sowie nach Stadt sortiert, möglich.  
Eine Erweiterung auf freie Plätze, z.B. in 
Tagespflegeeinrichtungen in weiteren Ver-
sionen, ist geplant. Die App ist kostenlos 
im Google Play Store sowie im Apple Store 
erhältlich. Im Internet finden Sie den Heim-
finder unter www.heimfinder.nrw.de.

Die Heimfinder-App



  PERSÖNLICH

Die Arbeit nach Hause 
holen: Homeoffice  

text: stefan schmelting
ein interview inmitten des lockdowns. 

Herr Sieben, wie geht es Ihnen persön-
lich?
 
Der „Lockdown“ hat mein Leben ordentlich 
auf den Kopf gestellt. Seit Mitte März be-
finde ich mich im „Mobilen Arbeiten“ oder 
neudeutsch „Homeoffice“. Grund hierfür 
ist, neben der Reduzierung unnötiger Kon-
takte zu Kollegen in der Diakonie, dass 
meine vier Kinder natürlich von den Schul-
schließungen massiv betroffen sind. Mitt-

lerweile besucht jedes Kind durchschnitt-
lich einmal in der Woche seine Schule und 
nimmt am Präsenzunterricht teil. Bis zu 
den Sommerferien gibt es kaum einen Tag, 
an dem mehr als zwei Kinder gleichzeitig 
in der Schule sind, was mit einem erhebli-
chen logistischen Aufwand verbunden ist. 
Meine Frau arbeitet in leitender Funktion 
im Bereich der Pflege und ist rund um die 
Uhr einsatzbereit.
 
Das „mobile Arbeiten“ klappt ganz hervor-
ragend, trotz oder wegen vier Kindern im 
Haus. Unsere Quarantänegemeinschaft 
funktioniert gut. Wäre ich im Büro, würde 
mir wahrscheinlich die Sicherheit fehlen, 
dass hier nicht das Chaos ausbricht. Au-
ßerdem wäre das „Homeschooling“ dann 

engagiert von zuhause aus: christof sieben
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so gut wie unmöglich. Viele fragen: „Wie 
ist das mit vier Kindern überhaupt mög-
lich?“ Ich bin sehr froh, dass ich in dieser 
Zeit vier und nicht nur ein Kind habe. Sie 
beschäftigen sich und unterstützen sich 
gegenseitig. Mittlerweile bilden wir ein gut 
eingespieltes Team, bei dem jeder auf den 
anderen achtgibt. 
 
Trotz der Ablenkung durch die Kinder habe 
ich festgestellt, dass ich Zuhause teilwei-
se effektiver und fokussierter arbeite, als 
mir das manchmal im Büro möglich ist. 
Gerade Text- und Verwaltungsarbeit funkti-
onieren sehr gut. Grund hierfür ist, glaube 
ich, dass ich Zuhause weniger das Gefühl 
einer ständigen „Alarmbereitschaft“ habe. 
Selbstdisziplin und Struktur sind natürlich 
besonders wichtig. Einerseits ist es natür-
lich verlockend, „mal eben die Spülma-
schine einzuräumen“, andererseits muss 
man darauf achten, den Feierabend im 
Blick zu halten. Ich habe mich einmal da-
bei erwischt, als ich nachts um 23:00 Uhr 
„mal eben“ auf das Diensthandy geschaut  
und eine Mail eines Betreuten beantwortet 
habe.
 
Wie hat sich der Kontakt zu Betreuern, 
sowie Ämtern und Behörden geändert?

Sowohl bei der Führung meiner rechtlichen 
Betreuungen als auch bei der Beratung der 
ehrenamtlichen Betreuer*innen spielt das 
Telefon und der Kontakt über E-Mail eine 
wichtigere Rolle. Es gibt zwar beim Be-
suchsverbot in Heimen eine Ausnahmere-
gel für rechtliche Betreuer, diese gilt aber 
auch nur für besonders dringende Gründe.
Seit zwei Wochen haben wir wieder damit 
begonnen, Betreuungen an Interessierte 
zu vermitteln, diese Woche hatte ich wie-
der das erste „face-to-face“, bzw. das ers-
te „mask-to-mask“-Beratungsgespräch mit 
einer Ehrenamtlichen.

Wie erleben die Menschen, für die Sie da 
sind, die Situation?

Auf Seiten der von mir betreuten Perso-
nen erlebe ich erstaunlicherweise kaum 
Probleme. Es herrscht viel Akzeptanz und 
Verständnis. Bisher hatte ich nur zwei co-
ronabedingte Krisen. Ein Betreuter musste 
in Kurzarbeit, eine andere in Quarantäne, 
da sie ihre Mutter in den Niederlanden 
besucht hatte. Von vielen ehrenamtlichen 
Betreuern erhalten wir die Rückmeldung, 
dass es ihnen schwerfällt, ihre Betreuten 
nicht sehen zu können, besonders im fa-
miliären Bereich.

Was fehlt Ihnen in dieser Zeit am meisten?

Mir fehlt am meisten der „freie“, direkte 
Austausch mit meinen Kollegen und mei-
nen Freunden. Die Technik bietet viele gute 
Alternativen, dennoch ist es etwas total 
anderes, sich per Telefon- oder Videokon-
ferenz zu unterhalten.

Was nehmen Sie aus dieser Krise mit für 
spätere, „normalere“ Zeiten?

Ich kann mir gut vorstellen, auch nach „Co-
rona“ tageweise von Zuhause aus zu arbei-
ten. Gerade wenn ich im Querschnitt Texte 
schreibe oder Veranstaltungen vorbereite, 
halte ich dies für eine gute Möglichkeit. 
Weiterhin haben wir die technische Ver-
netzung unserer Büroarbeitsplätze weiter 
ausgebaut. Ein weiterer Punkt, der bei mir 
hängenbleibt, ist die Entschleunigung. Der 
Wegfall von privaten und dienstlichen Ter-
minen hinterlässt nicht nur ein Gefühl des 
Verzichts und der Einschränkung, sondern 
hat etwas Befreiendes. Außerdem weiß ich 
nun den persönlichen Kontakt zu anderen 
Menschen wieder mehr zu schätzen.
 
Vielen Dank!



  PERSÖNLICH
Während des „Lockdowns“ waren Besuche 
in Heimen größtenteils untersagt, selbst 
für Eltern.
 
bericht: gisela und manfred schmitz

Nicht ganz erholt von den Problemen mit 
dem „BTHG“ zum 01.01.2020 standen wir 
als Eltern und rechtliche Betreuer unseres 
erwachsenen Sohnes Jörg vor einer neuen 
Herausforderung: „Corona“. Jörg ist wohn-
haft im „Micado“ in Xanten, eine Einrich-
tung für autistische Menschen.
 
Der gravierende Unterschied zur Situati-
on zuvor war, dass wir keine eigenen Ent-
scheidungen treffen konnten. Von heute 
auf morgen mussten wir den Kontakt zu 
unserem Sohn einstellen. Für das Wohn-
heim wurde ein totales Besuchsverbot aus-
gesprochen.  Wir konnten nicht hinein und 
Jörg nicht hinaus.

Da er ein nicht-sprechender Autist ist, 
konnten wir auch keine Brücken über Vi-
deoanrufe herstellen. Die Mitarbeitenden 
der Wohneinrichtung waren bemüht, uns 
als Eltern mit Fotos und Kurzinfos über Jörg 
und die Abläufe im Haus teilnehmen zu 
lassen. 

Wir freuten uns über diesen Kontakt, aber 
gleichzeitig schmerzte es sehr, nicht mit 
unserem Sohn direkt zusammen sein zu 
können. Unsere Gedanken waren erfüllt 
mit der Frage, was denkt Jörg, dass alles 

so anders geworden ist. Von früh bis spät 
waren alle Bewohner aufgrund der Schlie-
ßung der Werkstatt anwesend. Ständig, 
mit kleinen Ausnahmen, im Haus oder 
Garten. Kein Reiten, keine Einkäufe, kein 
Besuch in der Stadt, keine Physio, also 
keine Aktivitäten außerhalb des Hauses. 
Ganz besonders wird ihm sicher das so 
geliebte Schwimmen im Thermalbad in 
Arcen gefehlt haben. Und wie wir glau-
ben, auch der Besuch im Elternhaus. 

Nach den vielen Wochen kam bei uns die 
bange Frage auf, hat Jörg uns vielleicht ver-
gessen? Mit Postkarten und Fotobüchern ha-
ben wir ihm zeigen wollen: Uns gibt es noch. 
Dann kam die erste Stufe der Lockerungen. 
Zwei Stunden konnten wir Jörg treffen. Wir 
waren ziemlich aufgeregt, wie die Reaktion 
von Jörg wohl sein würde. Wie zu erwarten 
und zu befürchten, war das erste Treffen 
nicht zwanglos und locker. Jörg war sehr 
ernst. Aber mit einigen wohlbekannten 
Ritualen und einem Picknickkorb mit Lieb-
lingsspeisen, kamen wir uns wieder näher. 
Das zweite Treffen war schon deutlich lo-
ckerer.
 
Und dann kam die befreiende Nachricht, 
dass die Besuchswochenenden wieder wie 
gewohnt stattfinden dürfen. Also von Freitag 
bis Sonntag konnten wir Drei wieder zusam-
men sein. Die Freude war bei uns riesengroß.  
Selbstverständlich halten wir die gebo-
tenen Hygienevorschriften ein. Wir wün-
schen uns sehr, dass sich alle diszipliniert 

Wenn Familienbesuche untersagt werden  
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im frühling schränkte der lockdown die gewohnten kontakte zu unseren mitmenschen sehr ein.
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verhalten und keine neue Welle ausgelöst 
wird. Dann würden die Lockerungen wieder 
rückgängig gemacht. Resümierend ist aus 
unserer Sicht festzustellen, dass die getrof-
fenen Maßnahmen ihre Berechtigung hat-
ten und wir somit eine ungebremste Aus-
breitung des Virus mit verhindert haben. 
Dennoch möchten wir nicht unerwähnt 
lassen, dass die Zeit der Isolation zwischen 
uns und unserem Sohn sehr schmerzhaft 
war. Wir hoffen, dass wir Stück für Stück die 
zuvor gehabte und vielleicht nicht immer 
wertgeschätzte Lebensqualität wiederge-
winnen werden.

Vielen Dank!

Info
Bei der Landesbehinderten- und -patien-
tenbeauftragten gibt es eine neue Dia-
logstelle für Pflegebedürftige, Menschen 
mit Behinderung und ihre Angehörigen. 
Sie soll dabei helfen, Streitigkeiten zu 
schlichten, die bei der Ausgestaltung der 
Besuchsmöglichkeiten in stationären 
Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe angesichts der 
Corona-Pandemie aufkommen können.  

Kontakt:
E-Mail: dialogstelle@lbbp.nrw.de
Telefon: 0211 / 855 4780
www.lbbp.nrw.de



 WISSENSWERT
 
Schutz versus Teilhabe

text: prof. dr. dr. sigrid graumann

Die Pandemie-Schutzmaßnahmen der 
letzten drei Monate waren für Menschen, 
die in Einrichtungen der Behindertenhil-
fe leben, besonders hart. Ihre Rechte auf 
Selbstbestimmung und Teilhabe wurden 
dem Gesundheitsschutz untergeordnet. 
Besuche wurden verboten, Freizeitaktivi-
täten, tagesstrukturierende und therapeu-
tische Angebote eingestellt, Werkstätten 
und Schulen geschlossen. Zahlreiche Men-
schen mit Behinderung waren drei Mona-
te lang praktisch eingesperrt. Dabei sind 
viele Einrichtungen weder räumlich noch 
personell geeignet für eine 24-Stunden 
Betreuung. So war die Situation für die Be-
wohnerinnen und Bewohner wie für die Be-
schäftigten sehr belastend. Außerdem wird 

befürchtet, dass die erkämpften Fortschrit-
te hin zu mehr Selbstbestimmung und 
Teilhabe wieder verloren gehen könnten.  

Trotz niedriger Infektionszahlen haben 
Bund und Länder am 6. Mai vereinbart, 
dass in Pflegeheimen, Senioren- und Be-
hinderteneinrichtungen weiterhin beson-
dere Schutzmaßnahmen ergriffen werden 
müssen. Dabei wurde zwar eingeräumt, 
dass dies nicht zu einer vollständigen so-
zialen Isolation der Betroffenen führen 
dürfe. Jeder betroffenen Person soll die 
Möglichkeit des wiederkehrenden Besuchs 
durch eine definierte Person ermöglicht 
werden, sofern es aktuell kein aktives In-
fektionsgeschehen in der Einrichtung gibt. 
Das bedeutet aber, dass die Rechte von 
Menschen mit Behinderung weiterhin sehr 
stark beschnitten werden. Es ist fraglich, 
ob das in dieser undifferenzierten Form 
noch ethisch zu rechtfertigen ist. 

Der zeitliche Entscheidungsdruck ist mit 
Blick auf das deutlich entspannte Infek-
tionsgeschehen kein guter Grund mehr, 
dass Entscheidungen über den Kopf der 
betroffenen Personen hinweg getroffen 
werden. Die betroffenen Personen haben 
ein Recht darauf, in Entscheidungen über 
Besuchsregelungen und andere Schutz-
maßnahmen einbezogen zu werden. Das 
beinhaltet auch das Recht, in gewissen, 
durch den allgemeinen Gesundheitsschutz 
vorgegebenen Grenzen zu entscheiden, 
welche individuellen Gesundheitsrisiken 
sie bereit sind zu tragen. 

sigrid graumann             © adrienne gerhäuser
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Für die ethische Rechtfertigung von Schutz-
maßnahmen sollte zwischen dem Risiko ei-
nes schweren Krankheitsverlaufs und dem 
Infektionsrisiko als solchem differenziert 
werden.  Wenn eine Person mit höherem 
Alter und Vorerkrankungen in der eigenen 
Häuslichkeit lebt, ist ihr aktuelles Risiko, 
an einer Covid-19-Infektion zu versterben, 
kaum erhöht. Wenn die gleiche Person aber 
in einer Gemeinschaftseinrichtung betreut 
wird, ist ihr Risiko signifikant erhöht. Die 
hohe Zahl an Todesfällen in Pflegeheimen 
hat uns das schmerzlich vor Augen geführt. 
Außerdem sollten individuelle und gemein-
schaftliche Gesundheitsrisiken unterschie-
den werden. Nicht alle Personen, die in 
Einrichtungen leben oder betreut werden, 
haben ein individuell erhöhtes Risiko für 
einen schweren Krankheitsverlauf. Insbe-
sondere für jüngere Menschen mit Behin-
derungen gilt das häufig nicht. Restriktive 
Schutzmaßnahmen dienen weniger ihrem 
eigenen Gesundheitsschutz als dem Schutz 
der Einrichtung vor einem Infektionsaus-
bruch.

Mit Blick auf die Verantwortung der Leitun-
gen für den Gesundheitsschutz im Haus ist 
das nachvollziehbar. Aber kann damit ge-
rechtfertigt werden, dass sich Personen, die 
in Einrichtungen leben und betreut werden, 
nicht wie andere Bürgerinnen und Bürger 
im öffentlichen Raum mit ihren Freunden 
oder ihrer Familie unter Beachtung der gel-
tenden Abstandsgebote und Hygieneregeln 
bewegen dürfen? 

Effektive Infektionsschutzmaßnahmen soll-
ten nicht nur an der individuellen Vulne-
rabilität, sondern auch an der strukturell 
bedingten Vulnerabilität ansetzen, denen 
Personen, die in Einrichtungen leben und 
betreut werden oder tätig sind, ausgesetzt 
sind. Würden die für einen Infektionsaus-
bruch besonders gefährdeten Einrichtungen 
möglichst rasch umstrukturiert, so dass nur 
kleine Gruppen von Personen in geeigne-
ten Räumlichkeiten mit Einzelzimmern von 
konstanten Teams betreut werden, könnten 
die Infektionsrisiken womöglich sehr stark 
reduziert werden. In dieser Richtung sollten 
wir weiterdenken. Der Schutz von Einrich-
tungen vor einem Infektionsausbruch kann 
jedenfalls auf Dauer nicht die Belastungen 
und Einschränkungen rechtfertigen, denen 
die Menschen mit Behinderung in den letz-
ten drei Monaten ausgesetzt waren. Es müs-
sen alternative Wege gesucht werden, die-
ses Ziel zu erreichen, die mit dem Recht auf 
Selbstbestimmung und Teilhabe vereinbar 
sind. Dabei sind differenzierte ethische Be-
urteilungen, aber auch ein klares Bekennt-
nis zu Inklusion gefragt.

Info
Sigrid Graumann ist Professorin für Ethik 
und Rektorin der Ev. Hochschule Rheinland-
Westfalen-Lippe in Bochum sowie Mitglied 
im Deutschen Ethikrat.

Der Text erschien ebenfalls im BeB-Info Juli 
2020, Bundesverband evangelische Behin-
dertenhilfe e.V., Berlin



 
Patientenverfügung in Leichter Sprache

  WISSENSWERT

In eigener Sache…..

•	 Sie haben Lust, eine neue Betreuung zu übernehmen?

•	 Sie haben Freunde, Nachbarn, Bekannte und kennen viele Menschen?

•	 Einige von diesen haben Zeit und Lust für eine ehrenamtliche Aufgabe?

Bitte schicken Sie diese Menschen zu uns! Wir freuen uns über Sie und weitere 

motivierte Interessenten. Wenden Sie sich einfach an:
 
Helma Bertgen, Christof Sieben, Stefanie Krettek, Telefon: 02823 / 93 02-0 

text: stefan schmelting

Nach § 1901a Abs. 4 BGB soll der Betreu-
er den Betreuten in geeigneten Fällen auf 
die Möglichkeit einer Patientenverfügung 
hinweisen und ihn auf dessen Wunsch bei 
der Errichtung einer Patientenverfügung 
unterstützen.

Es gibt Patientenverfügungen in „Einfacher 
Sprache“ und in „Leichter Sprache“. Die 
Leichte Sprache ist eine zertifizierte Spra-
che, deren Texte das Siegel erst verwenden 
dürfen, wenn dafür weitergebildete Men-
schen mit Behinderung den Text geprüft 
und verstanden haben. Diese Prüfung er-
folgt bei der Einfachen Sprache oder einer 
leicht verständlichen Sprache nicht. In der 
Regel wendet sich die Einfache Sprache an 
Menschen mit Sprachniveau A2 oder hö-
her, bei der Leichten Sprache ist es Niveau 
A1 / A2.  

Wichtig ist, dass auch Menschen mit intel-
lektuellen Einschränkungen schriftlich ihre 
Behandlungs- und Nichtbehandlungswün-
schen sowie persönlichen Wertvorstellun-
gen festhalten. Und somit vorsorgen für 
Zeiten, in denen sie nicht mehr selbst über 
ärztliche Untersuchungen, Heilbehandlun-
gen und Eingriffe entscheiden können.

Beiden Sprachen gemein ist, dass sie mit 
sehr vielen Bildern arbeiten. Sie erklären 
Fachbegriffe oder vermeiden sie. Formu-
lare erwarten einfache Ja/Nein-Antworten.

Eine Patientenverfügung in Einfacher 
Sprache finden Sie auf www.bethel.de
Eine Patientenverfügung in Leichter Spra-
che wird bereitgestellt vom Betreungs-
verein der Caritas in Freiburg (SKM):  
https://www.skm-freiburg.de/cms/up-
load/downloads/2017-01-16_Patienten-
verfugung_Broschre.pdf
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so viele teilnehmende wie in 2019 wären schön, durch die abstandsbestimmungen werden es jedoch 
weniger sein müssen. umso intensiver wird das seminar!

text: stefan schmelting
 
Wer plant, eine rechtliche Betreuung zu 
übernehmen oder gerade damit begonnen 
hat, steht vor vielen Fragen. Das Grundla-
genseminar „Gut Betreut“ des Betreuungs-
vereins der Diakonie im Kirchenkreis Kleve 
hat viele der Themen zum Inhalt, mit de-
nen Betreuer zu tun haben.

An sechs Freitagnachmittagen zwischen 
dem 30. Oktober und dem 4. Dezember, 
14:30 bis 18:00 Uhr, sorgen Mitarbeiten-
de des Betreuungsvereins und externe 
Fachleute für ein breites Informationsan-
gebot. Zu ihnen zählen Richter, Rechts-
pfleger, Ärzte und andere Fachleute aus 
dem Kreis Kleve, die in unterschiedlichen 
Zusammenhängen mit Betreuungen zu tun 
haben. Zudem profitieren Teilnehmende 
auch vom Austausch der eigenen Erfahrun-
gen.

Für das Seminar 2020 als externe Fachleu-

te bereiterklärt haben sich bislang: Theo 
Peters (Diplom-Sozialarbeiter und Super-
visor), Dr. Dirk Stalinski (Amtsgerichtsdi-
rektor Emmerich), Dr. Jo Becker (Arzt für 
Psychiatrie und Psychotherapie SPIX e.V.), 
Nina van Dornick (Sozialarbeiterin M.A.), 
Lydia Fasen (Diplom-Rechtspflegerin 
Amtsgericht Geldern), Helmut Wörner (Di-
plom-Gerontologe und Diplom-Sozialar-
beiter), Manfred Gossen (Fachbereichslei-
tung Wohnen bei der Lebenshilfe gGmbH), 
Tobias Franken (FB Arbeit und Soziales der 
Stadt Kleve) und Claudia Knickrehm (Stv. 
Amtsgerichtsdirektorin Kleve). 
   
Moderiert und begleitet werden die ins-
gesamt elf Module durch Mitarbeitende 
des Betreuungsvereins. Das kostenlose 
Seminar findet statt im Haus der Diakonie 
an der Brückenstraße 4 in Goch. Am Ende 
erhalten Teilnehmende ein Teilnahmezer-
tifikat. Die Teilnehmerzahl ist auf 12 be-
grenzt, Anmeldung und Information unter 
Telefon: 02823 / 93 02-0. 

 GUT BETREUT!



 
Neu seit Januar 2020: Das Angehörigen-Entlastungsgesetz

  GESETZLICHES

text: aus dem beratungsstandpunkt 
der regionalbüros alter, pflege und 
demenz in nordrhein-westfalen 

Die Situation

Wird ein Antrag auf Übernahme der Pfle-
gekosten gemäß dem Zwölften Sozialge-
setzbuch (SGB XII „Hilfe zur Pflege“) beim 
zuständigen Sozialhilfeträger gestellt, 
prüft dieser als erstes, inwieweit die auf-
kommenden Pflegekosten durch die Pfle-
geversicherungen, Einkommen und das 
Vermögen der pflegebedürftigen Person, 
gedeckt werden können. Kann der Eigen-
anteil der anfallenden Pflegekosten durch 
das Vermögen oder das Einkommen nicht 
gedeckt werden, können die nächsten An-
gehörigen, im Rahmen ihrer finanziellen 

Möglichkeiten durch Unterhaltszahlungen, 
in die  Pflicht  genommen  werden. Diese 
rechtliche Verpflichtung sorgt mitunter für 
Unsicherheit: auf Seiten der pflegebedürf-
tigen Person selbst, als auch auf Seiten 
ihrer Angehörigen.

Das neue Gesetz

Durch  das Inkrafttreten des  Angehörigen-
Entlastungsgesetzes im Januar 2020 sol-
len Kinder und Eltern von pflegebedürf-
tigen Angehörigen, die Leistungen der 
„Hilfe zur Pflege“ oder andere Leistungen 
der Sozialhilfe beziehen, entlastet werden.  
 
Wer ist wann unterhaltspflichtig?

Auf das Einkommen von unterhaltspflich-

wenn die eltern pflegebedürftig werden, ist die frage, wer für die pflege aufkommt.



    Querbe(e)t I Herbst 2020 I Seite

tigen   Kindern wird  erst  ab einem Jahres-
bruttoeinkommen von mehr als 100.000   
Euro zurückgegriffen. Ein  Anspruch  auf  
Unterhalt setzt grundsätzlich voraus,  dass  
die  anspruchsberechtigte  Person be-
dürftig ist. Was darunter zu verstehen ist, 
erläutert §1602 Abs.1 BGB. Dort heißt es: 
„unterhaltsberechtigt ist nur, wer außer-
stande ist, sich selbst zu unterhalten.“ Die 
Bedürftigkeit  besteht im Fehlen eines  Ein-
kommens und in der Vermögenslosigkeit. 
Ein Schonbetrag von 5.000 Euro je Person 
ist ausgenommen, 10.000 Euro bei Ehe-
paaren. 

Und die Verwandten?

Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) wird 
die Unterhaltspflicht gesetzlich geregelt.
In  §1601  BGB heißt es: „Verwandte in 
gerader Linie sind verpflichtet, einander  
Unterhalt  zu gewähren.“ In gerader Linie 
sind nur Personen verwandt, die voneinan-
der abstammen. Im ersten Grad in gerader 
Linie sind das die Eltern mit den Kindern, 
im zweiten Grad in gerader Linie die Enkel 
mit den Großeltern.

Die 100.000 Euro Grenze

Zu diesem Gesamteikommen zählen nicht 
nur Erträge aus der eigenen Erwerbstätig-
keit, sondern auch Einnahmen aus Vermie-
tung und Verpachtung. Auch Einnahmen 
aus selbstständiger Tätigkeit sind inbegrif-
fen. Wer weniger als 100.000 Euro brutto 
im Jahr verdient, ist den Eltern gegenüber 
nicht unterhaltspflichtig. Vorhandenes Ver-
mögen wird nicht berücksichtigt. 

Die Berechnung des Unterhalts

Als Grundlage für die Berechnung des 
Elternunterhalts dient das bereinigte 
Nettoeinkommen: Alle tatsächlich er-
zielten Einkünfte werden zusammen-
gerechnet (§1603 Abs.1 BGB). In der 

Berechnung des durchschnittlichen Netto-
einkommens wird wie folgt unterschieden:   
»  ArbeitnehmerInnen:
Ermittelt wird der Durchschnitt des Netto-
gehalts aus zwölf zusammenhängenden 
Monaten, vor Eintritt des Unterhaltsbe-
darfs.
»  Selbstständige: 
Ermittelt wird das durchschnittliche Netto-
einkommen der zurückliegenden drei bis 
fünf Jahre.  
 
Was kann zum Abzug gebracht werden?
»  Kosten der Krankenvorsorge, auch  
    private Zusatzversorgung,
»  berufsbedingte Aufwendungen 
»  Darlehensverbindlichkeiten 
»  Aufwendungen  für  regelmäßige 
    Besuche  des  Elternteils  (BGH-Urteil   
    vom 17. Oktober 2012, Az. XII ZR 17/11
» Unterhaltszahlungen an die eigenen  
    Kinder (§ 1609 BGB)
 
Unterhaltszahlungen an die eigenen Kin-
der können zum Abzug gebracht werden, 
um das durchschnittliche Nettoeinkom-
men zu ermitteln. Zusätzlich wird ein 
Schonvermögen, der Selbstbehalt und die 
sonstigen Freibeträge bei der Berechnung 
für den tatsächlichen Elternunterhalt, be-
rücksichtigt.

Mehrere unterhaltspflichtige Kinder

Hat ein bedürftiges Elternteil mehrere Kin-
der, so haften alle Kinder anteilig (§ 1606 
Abs. 3 BGB) – sofern  sie  die  100.000  Eu-
ro-Grenze des Angehörigen-Entlastungs-
gesetzes überschreiten. Kommt ein Kind 
allein für den Elternunterhalt auf,  weil die  
anderen Geschwister weniger als 100.000 
Euro Einkünfte haben, zahlt es nur nach 
seinen Möglichkeiten. Der Anteil von den 
Geschwistern muss nicht mitgetragen wer-
den. Für die Berechnung der anteiligen 
Haftung ist per Gesetz eine Haftungsquote 
festgesetzt.                           Bitte umblättern                                        
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Gut zu wissen

Grundsätzlich  gilt:  Ob  eine  Verwirkung  
des  Anspruchs  auf  Elternunterhalt  zu-
trifft, entscheidet das Gericht. Das unter-
haltspflichtige Kind muss dazu schuld-
hafte Vergehen des Elternteils darlegen 
und beweisen. Nur schwere, „schuldhafte“ 
Verfehlungen gegen das Kind können den 
Anspruch auf Elternunterhalt verwirken.

Sind Pflegeheimkosten absetzbar? 

In bestimmten Fällen sind die Pflegeheim-
kosten steuerlich als sogenannte „außer-
gewöhnliche Belastungen“ absetzbar. Eine 
Absetzbarkeit kommt in Betracht, wenn  
die Unterbringung nachweislich wegen  
Pflegebedürftigkeit, Behinderung oder 
Krankheit notwendig ist (§ 33 EStG).

Die Pflegeheimkosten umfassen die ge-
samten vom Heim in Rechnung gestellten  

Kosten für Unterkunft und Verpflegung  so-
wie die Kosten der ärztlichen Betreuung 
und der Pflege. Diese Kosten sind insge-
samt als außergewöhnliche Belastung, 
allgemeiner Art absetzbar, soweit sie die 
steuerpflichtige Person selbst getragen hat 
und sie angemessen sind (BFH, Urteil vom 
30. Juni 2011).

Das Regionalbüro Alter, Pflege und 
Demenz Niederrhein finden Sie am 
Franz-Etzel-Platz 15, 46483 Wesel.

Die vollständige Version des Beratungs-
standpunkts finden Sie unter: 

https://alter-pflege-demenz-nrw.de
Service » Mediathek

  

lieber mal nachgeschaut, wie das mit dem unterhalt geregelt ist.

GESETZLICHES
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  DRANBLEIBEN!

text: christof sieben 

“Wenn Spinnen vereint weben, 
können sie einen Löwen fesseln.”
(äthiopisches Sprichwort)

Liebe ehrenamtliche Betreuerinnen 
und Betreuer,

viele von Ihnen erinnern sich vielleicht 
noch an unsere gemeinsame Postkarten-
aktion „Stärkung sieht anders aus - sie 
braucht verlässliche Förderung“ im Januar 
2019 (wir berichteten in der Querbe(e)t Nr. 
28).

Damals hatten viele von Ihnen uns unter-
stützt und ihrem Unmut über die Landes-
förderung Luft gemacht. Hintergrund war 
die neue „Richtlinie für die Anerkennung 
von Betreuungsvereinen sowie für die Stär-
kung der ehrenamtlichen Betreuung“ des 
Landes NRW, welche Ende Oktober 2018 
erlassen wurde. Statt der angekündigten 
Verbesserung bedeutete diese Richtlinie 
eine einschneidende Kürzung für unseren 
Betreuungsverein von fast einem Drittel un-
serer bisherigen Förderung. In einem, von 
unserem Landtagsabgeordneten Herrn Dr. 
Günther Bergmann organisierten Gespräch 

mit Herrn Dr. Edmund Heller, Staatssekre-
tär im Sozialministerium, erörterten wir die 
daraus erwachsenen Probleme und über-
gaben die ersten 111 Postkarten der Aktion.
Nun, eineinhalb Jahre später, haben wir 
Erfreuliches zu berichten. Im April erhiel-
ten wir die neue „Richtlinie für die Aner-
kennung von Betreuungsvereinen sowie 
für die Gewährung von Zuwendungen 
zur Stärkung der ehrenamtlichen Betreu-
ung“. Mit der Anpassung fand eine fast 
vollständige Rückkehr zu den wesentlich 
höheren Förderbeträgen von 2018 statt. 
Von unserem Fachverband, der an den 
Verhandlungen rund um die Anpassung 
der Richtlinien beteiligt war, erfuhren wir, 
dass während der Gespräche immer wieder 
eine Sache zur Sprache kam: Die Postkar-
tenaktion aus dem Kreis Kleve. Der stete 
Zufluss Ihrer Karten beeindruckte die Po-
litik und erzielte eine große Wirkung. Sie 
haben aktiv dazu beigetragen, dass die 
Landesregierung ihren Fehler erkannt hat 
und diesen korrigierte. Wir möchten uns 
auf diesem Wege noch einmal sehr herz-
lich für Ihren Einsatz bedanken. Ohne Ihre 
Unterstützung wäre dieses positive Ergeb-
nis wahrscheinlich nicht erzielt worden. 

Das Team des Betreuungsvereins



  GESETZLICHES

text: www.bdb-ev.de november 2019 
bundesverband der berufsbetreuer/
innen e.v. (bdb)

Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf zum Pfändungsschutzkonto (P-Konto) 
vorgelegt. Dieser enthält einige Änderun-
gen, die das Leben für Menschen, die in 
eine Überschuldung geraten sind, erleich-
tern. Da dies auch auf viele Klient*innen 
von Betreuer*innen zutrifft, dürfte die 
Änderung auch positive Effekte für die Be-
treuungsarbeit haben.

Eine der geplanten Änderungen besteht 
darin, dass Zahlungseingänge noch in 
den nächsten 3 Monaten (bisher: 1 Mo-

nat) nicht der Pfändung unterliegen sollen 
(§899 Absatz 2 Zivilprozessordnung ZPO in 
der beabsichtigen Neufassung).

Zudem steht in der Neufassung des §901 
ZPO, dass auch ein überzogenes Konto in 
ein P-Konto umgewandelt werden kann 
und dass die Bank einen negativen Saldo 
nicht mit einem nicht der Pfändung unter-
liegenden Zahlungseingang verrechnen 
darf. Bisher ist das möglich (siehe BGH, 
Urteil v. 22.3.2005, XI ZR 286/04).

Der Gesetzesentwurf kann auf der Seite 
des BdB heruntergeladen werden: 
www.bdb-ev.de, über Suche: Pfändungs-
schutzkonto

 
Entwurf für ein neues Gesetz zum Pfändungsschutzkonto

wer das geld nicht zuhause aufbewahren will, braucht ein konto.
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 GEWUSST

text: bdb, november 2019 

Darf ein Bürger, für den eine Betreuung ein-
gerichtet ist, selbst noch Anträge stellen 
oder zurücknehmen? Welche Aufgaben und 
Pflichten haben rechtliche Betreuer*innen 
gegenüber Behörden und Trägern von So-
zialversicherungen? In Bezug auf den Um-
gang mit rechtlichen Betreuer*innen und 
deren Klient*innen herrscht bei Behörden 
und Versicherungsträgern oftmals Unsi-
cherheit. Mit unserem Merkblatt liefern wir 
Antworten auf die wichtigsten Fragen, um 
die Zusammenarbeit für beide Seiten zu er-
leichtern. Wir klären auf, welche Pflichten 
ein Betreuer gegenüber Behörden hat und 
welchen Aufgaben Behörden nachkom-
men müssen. Zudem finden Sie Beispiele 
für verschiedene Fallkonstellationen. Das 
Merkblatt bei kann auf der Seite des BdB 
heruntergeladen werden: 
www.bdb-ev.de / über Suche: Merkblatt

text: bdb, mai 2020 
 
Im Umgang mit Banken gibt es leider im-
mer noch Schwierigkeiten: So verlangen 
einige Banken für die Legitimation eines 
Betreuers neben dem Betreuerausweis 
auch die Vorlage des Beschlusses zur Ein-
richtung der Betreuung. Dies ist bedenk-
lich: Der Beschluss enthält auch Angaben 
zum Krankheitsbild, zur sozialen Situation 
usw. Also viele intime Details, die die Bank 
nichts angehen.

Eine gute Argumentationshilfe kommt 
von der Berliner Beauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit in deren 
Jahresbericht 2019. Auf Seite 154 wird 
ausdrücklich festgestellt, dass ein solches 
Verlangen einer Bank aus datenschutz-
rechtlichen Gründen rechtswidrig ist. Auf 
die betreffende Passage können sich 
Betreuer*innen im Streitfall berufen.

 
Merkblatt für Behörden               Legitimation bei Banken

ohne karten, ausweise und beweis-dokumente ist man in deutschland manchmal  aufgeschmissen.



  
des Betreuungsvereins der Diakonie im Kirchenkreis Kleve
im Haus der Diakonie, Brückenstraße 4, 47574 Goch

Donnerstage 
1. Oktober  und
3. Dezember
 
jeweils
17:00-18:30 Uhr
 

Freitage 
30. Oktober bis 4. Dezember 
 
jeweils 14:30 bis 18:00 Uhr

Neujahrsfrühstück 2021 

TERMINE

Für alle Veranstaltungen ist eine Anmeldung erforderlich!
 

Telefon: 02823 / 9302-0, Fax: 02823 / 9302-736
 

E-Mail:
bertgen@diakonie-kkkleve.de
krettek@diakonie-kkkleve.de
sieben@diakonie-kkkleve.de

Infoabende 
zu den Themen Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung und 
Betreuungsverfügung 
 
Die Teilnehmerzahl ist wegen Corona beschränkt. 

 

„Gut Betreut“ 
Das Grundlagenseminar für ehrenamtliche Betreuerinnen
und Betreuer und Menschen, die sich dieses Ehrenamt 
vorstellen können. 

Nähere Informationen folgen, die Überlegungen laufen,  
ob, wie und wo das beliebte Treffen auch in Corona-Zeiten 
stattfinden kann.
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Für alle Veranstaltungen ist eine Anmeldung erforderlich!
 

Telefon: 02823 / 9302-0, Fax: 02823 / 9302-736
 

E-Mail:
bertgen@diakonie-kkkleve.de
krettek@diakonie-kkkleve.de
sieben@diakonie-kkkleve.de

Simpel 

Hier sind alle total blöd!

Simpel kann total schnell zählen: 7, 9, 12, 
B, tausend, hundert. Er ist zweiundzwanzig 
Jahre alt, und mental auf dem Stand eines 
dreijährigen Kindes. Sein Bruder Colbert 
kümmert sich um ihn – keine leichte Auf-
gabe. Als die beiden zusammen in eine 
WG ziehen, wird es turbulent, denn Simpel 
zu betreuen, ist alles andere als simpel.
Marie-Aude Murail erzählt diese anrühren-
de Geschichte mit liebevollem Humor, und 
am Ende möchte keiner mehr ohne Simpel 
sein.
 
Rezensionen
„Der Roman der Französin Marie-Aude 
Murail über einen Jugendlichen mit Behin-
derung ist eine verwirrend komische Huldi-
gung des Andersseins und der Liebe.“
(Roswitha Budeus-Budde: Süddeutsche 
Zeitung)

„Was für ein warmherziges Buch, das ein 
aktuelles Thema so ganz anders angeht 
als die meisten! [...] Der Leser kommt aus 
dem Lachen kaum heraus, auch wenn es 
einem manchmal eher im Hals stecken 
bleibt oder man eigentlich lieber eine stille 
Träne verdrücken will. Auf diese unnach-
ahmlich beschwingte heitere Art behan-
delt Marie-Aude Murail auch hier Themen 
unserer heutigen Gesellschaft und zwingt 
ihre Leser, diese Probleme zur Kenntnis zu 
nehmen.
Bernhard Hubner, Astrid van Nahl in: 
„Alliteratus 2“

Quelle: https://www.fischerverlage.de
ISBN 978-3-59618-596-2 
8,99 Euro/E-Book 7,99 Euro
 
Die Autorin
Marie-Aude Murail wurde am 6. Mai 1954 
in Le Havre geboren und ist eine französi-
sche Schriftstellerin. Murail wuchs in einer 
Schriftstellerfamilie auf: Der Vater Dichter, 
die Mutter Journalistin und auch ein Bruder 
und ihre jüngere Schwester wurden später 
Schriftsteller. Sie selbst begann mit 13 Jah-
ren zu schreiben. Murail studierte in Paris 
an der Sorbonne Literatur und Philosophie. 
Sie promovierte in Literatur und neuer Phi-
lologie zum „Docteur des lettres“. 

  BUCHTIPP
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Die Diakonie
im Kirchenkreis Kleve e. V.
finden Sie in:

Goch, Haus der Diakonie, Brückenstraße 4
Telefon 02823 / 93 02-0

Ambulante Pflege
HausBetreuungsService
Tagespflegeverbund 

Ambulant Betreutes Wohnen (BeWo)

Betreuungsverein

Verwaltung

Kleve, Stechbahn 33
Telefon: 02821 / 71 94 86 13

Ambulante Pflege 

Ambulant Betreutes Wohnen (BeWo)

Sozialberatung 

Geldern, Haus der Diakonie, Ostwall 20 
Telefon: 02831 / 91 30-800 
 
Ambulant Betreutes Wohnen (BeWo)
Telefon: 02831 / 91 30-850

Ambulante Pflege 
Telefon: 02831 / 9130-820

Suchtvorbeugung/Suchtberatung
Telefon: 02831 / 91 30-840

Tagespflege 
Telefon: 02831 / 91 30-830

Wohnungslosenberatung 
Telefon: 02831 / 91 30-846
 
Xanten, Poststraße 6
Ambulante Pflege 
Telefon 02801 / 9 83 85 87

Migration und Flucht
Mobil: 0172 31 23 288

Sozialberatung, Mutter-Kind-Kuren 
Telefon 02801 / 9 83 85 86
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  KONTAKT
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Änderungsmitteilung

Faxnummer: 02823 / 93 02-736
Diakonie im Kirchenkreis Kleve e.V.
Betreuungsverein
Brückenstraße 4
47574 Goch

Meine neue Anschrift lautet:

Adresse: _______________________________________________________

Telefon:  _______________________________________________________

E-Mail:    _______________________________________________________

Die von mir geführte Betreuung

endete am: _____________________________________________________

wurde/wird geführt beim Amtsgericht: ______________________________

unter dem Aktenzeichen: _________________________________________

Sonstige Änderungen: ____________________________________________

_______________________________________________________________

_______________________________________________________________

_____________________       _______________________________________
Ort, Datum                                        Vor- und Nachname (bitte in Blockbuchstaben)

                                                              

Bitte geben Sie uns Bescheid, wenn sich am
Status Ihrer Betreuung etwas ändert. Vielen Dank! 
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